
flössen total 16,7 Millionen Franken in die allgemeinen Erträge des Kantons, was die Laufende Rechnung
deutlich verbesserte. Die Umverteilung führte zwar zu einer längeren Abschreibungsdauer, doch könnten die
Aufwendungen trotz des dreijährigen Unterbruchs in der gesetzlich vorgegebenen Weise abgeschrieben
werden.

Im Landrat blieb die befristete Umwandlung unbestritten.

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde folgendem Beschlussentwurf zuzustimmen:

§ 4 Aenderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die 
Berufsbildung
(Einführung eines Selbstbehaltes für die Reisekosten des ausserkantonalen Berufsschulunterrichts)

Die Vorlage im Ueberblick

Heute übernimmt der Kanton bei Lehrlingen, welche den Pflichtunterricht in ausserkantonalen Berufs-
schulen besuchen müssen, die vollen Kosten des öffentlichen Verkehrsmittels (Halbtax-Basis) von
Ziegelbrücke zum Schulort. Mit der Aenderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die 
Berufsbildung wird für die Vergütung der Reisekosten das Wohn- und Lehrortsprinzip eingeführt; das
geltende reine Lehrortsprinzip überträgt dem Kanton auch die Aufwendungen von Lehrlingen aus anderen
Kantonen, die in einem glarnerischen Betrieb die Lehre absolvieren. Neu werden nur noch Lehrlingen mit
Lehr- und Wohnort im Kanton Glarus Reisekosten bezahlt. Zudem wird ein vom Regierungsrat festzule-
gender Selbstbehalt eingeführt. Beträgt der Selbstbehalt 1200 Franken, so haben alle, die eine kanto-
nale Berufsschule besuchen, die Reisekosten weiterhin selber zu bezahlen und jene, die eine ausser-
kantonale Berufsschule besuchen, einen Reisekostenanteil zu übernehmen. Diese Regelung bringt eine
Gleichbehandlung der Lernenden und eine Kosteneinsparung von jährlich rund 300 000 Franken. Sie
kann rückwirkend auf den 1. August 2004 in Kraft treten, da über die Beiträge für das Schuljahr
2004/2005 erst in der zweiten Hälfte 2005 abgerechnet wird.

Im Landrat war die Aenderung im Grundsatz unbestritten. Lediglich die Frage, ob auch Lehrlinge mit
Wohnort im Kanton, aber ausserkantonalem Lehrort, zu unterstützen seien, gab zu Diskussionen Anlass.
Der Landrat blieb beim Vorschlag des Regierungsrates.

1. Ausgangslage

Gemäss Artikel 32 Buchstabe d des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Berufsbildung trägt
der Kanton die Bahnkosten ab Ziegelbrücke derjenigen Lernenden, die den Pflichtunterricht in ausserkan-
tonalen Berufsschulen besuchen müssen. Nachdem der Landrat einer diesbezüglichen Sparmassnahme 
zugestimmt hatte, prüfte der Regierungsrat, ob diese Reisekosten voll oder mindestens teilweise von den
Lernenden übernommen werden sollten. – Er beantragt nun die Einführung eines Selbstbehaltes und des
Wohnortsprinzips, womit jährlich 300 000 Franken gespart werden können. 
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Befristete Umwandlung des Bausteuerzuschlags in
einen Sanierungszuschlag

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2005)

1. Der Bausteuerzuschlag von 4 Prozent der einfachen Staatssteuer und 
15 Prozent der Erbschafts- und Schenkungssteuer wird für die restliche
Dauer der Finanzplanperiode (2005–2007) nicht für die Abschreibung der
zweckgebunden finanzierten Investitionen (Kantonsspital, Berufsschule
Ziegelbrücke, SGU) verwendet, sondern als Sanierungszuschlag der
Laufenden Rechnung gutgeschrieben.

2. Die Bauzinsen, die auf den Tilgungsbeständen der zweckgebunden finan-
zierten Investitionen berechnet werden, sind weiterhin der Laufenden
Rechnung gutzuschreiben, respektive der Investitionsrechnung zu belas-
ten.

3. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt.

 



2. Einführung eines Selbstbehalts und der Mitberücksichtigung des Wohnorts

Nach geltender Regelung müssen die Lernenden, die den Pflichtunterricht in einer kantonalen Berufsschule
besuchen, die Reisekosten selber berappen. So haben Lehrlinge aus Elm und Linthal, welche an zwei Tagen
pro Woche die Berufsschule in Ziegelbrücke besuchen, Reisekosten von rund 1200 bzw. 900 Franken selber
zu tragen. Demgegenüber bezahlt der Kanton Lernenden aus dem Glarner Unterland, welche ausser-
kantonale Berufsschulen in der näheren Umgebung (Rapperswil, Pfäffikon, Goldau) besuchen, die Reise-
kosten von etwa 500 bis 1000 Franken. Liegen die Berufsschulstandorte weiter weg und übersteigen die
Reisekosten die des Generalabonnements (GA 2150 Fr.; Reisekosten z.B. nach Winterthur 2465 Fr. oder
nach Aarau 3089 Fr.) übernimmt der Kanton das GA. Die Lernenden werden also ungleich behandelt, was
mit der Einführung eines Selbstbehalts zu beheben ist.

In der Regel werden die Lehrverträge nach dem Lehrortsprinzip abgeschlossen. Demzufolge haben Lernende
aus anderen Kantonen Anspruch auf Rückerstattung der Reisekosten, wenn sie in einem glarnerischen 
Betrieb die Lehre absolvieren. Es erhält z.B. ein Lehrling aus Schänis, der die Lehre in Oberurnen macht und
die Berufsschule in Pfäffikon besucht, sämtliche Reisekosten nach Pfäffikon (570 Fr.) vom Kanton zurück-
vergütet. Dies ist zu korrigieren. Neu werden nur noch an Lernende mit Lehr- und Wohnort im Kanton Glarus
Reisekosten ausgerichtet, sofern diese über dem Selbstbehalt liegen. Beträgt der Selbstbehalt 1200 Franken,
so haben alle Glarner Lernenden, die eine kantonale Berufsschule besuchen, die Reisekosten weiterhin 
selber zu bezahlen und jene, die eine ausserkantonale Berufsschule besuchen, den gleichen Reisekosten-
anteil zu übernehmen. Diese Regelung bringt eine Gleichbehandlung der Lernenden und eine Kosten-
einsparung von jährlich rund 300 000 Franken.

3. Rückwirkendes In-Kraft-Treten

Nach geltender Praxis erfolgt die Rückvergütung der Reisekosten gegen Ende des Schuljahres in den 
Monaten Juli/August. Der Anspruch für die Rückforderung der Reisekosten muss neu von den Lernenden
bzw. von deren gesetzlichen Vertretern geltend gemacht werden. Wie bei den Stipendien oder der individuellen
Prämienverbilligung ist die Rückforderungsmöglichkeit der Reisekosten jeweils vor den Sommerferien im
Amtsblatt zu publizieren. Es wird ein Eingabetermin festgelegt. Wird er nicht eingehalten, verwirkt der 
Anspruch.

Stimmt die Landsgemeinde 2005 der Gesetzesänderung zu, könnten die Abrechnungen der Reisekosten für
das Schuljahr 2004/2005 bereits nach neuer Regelung erfolgen. Allerdings müsste die Gesetzesänderung
rückwirkend in Kraft gesetzt werden, was angesichts der angespannten Finanzlage des Kantons vertretbar
ist. Die Gesetzesänderung soll daher rückwirkend auf den 1. August 2004 (Schuljahr 2004/2005) in Kraft 
gesetzt werden.

4. Beratung der Vorlage im Landrat

Angesichts der angespannten Finanzlage blieb der Sparbeitrag im Grundsatz unbestritten. Die Vorlage stellt
einen Kompromiss dar, da die ursprüngliche Massnahme auf gänzliche Abschaffung der Reisekosten-
beiträge abzielte. Der Kanton kann nun bei sehr hohen Reisekosten weiterhin einen Teil vergüten. Die bishe-
rige Ungleichbehandlung durch das Lehrortsprinzip wird behoben. Auch war es für den Landrat wenig ein-
sichtig, weshalb Glarner Lehrlinge mit Schulort Ziegelbrücke die Reisekosten selber zu tragen haben, aber
ausserkantonalen Lehrlingen mit Lehrort im Kanton Kosten vergütet werden. 

Zu Diskussionen führte einzig, dass für eine Entschädigung sowohl Wohn- als auch Lehrort im Kanton sein
müssen. Mit der vorgeschlagenen Lösung haben Lehrlinge mit Wohnort im Kanton und Lehrort ausserhalb
des Kantons keinen Anspruch auf Entschädigung, was bisheriger Praxis entspricht. Eine Umfrage, vor allem
bei den Nachbarkantonen, ergab, dass rund 130 im Kanton wohnhafte Lehrlinge ausserhalb des Kantons
ihre Berufsausbildung absolvieren. Erhielten diese nach einem reinen Wohnortsprinzip ebenfalls Reise-
kostenbeiträge, entstünden Mehrkosten von etwa 20 000 Franken. Bei ausserkantonalen Lehrlingen hat der
Kanton aber keinen Einfluss auf den Schulort, und er könnte bei einer Einführung eines solchen Anspruchs
die Kosten in keiner Weise steuern. Die Umsetzung des reinen Wohnortsprinzips erforderte zudem einen
deutlich höheren administrativen Aufwand, und es wäre auch der Aufenthaltsort zu berücksichtigen.

Der Landrat entschied sich für die regierungsrätliche Fassung.

5. Antrag

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, folgender Aenderung des Einführungsgesetzes zum Bundes-
gesetz über die Berufsbildung zuzustimmen:
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§ 5 Aenderung des Gesetzes über den Schutz von Personendaten 

Die Vorlage im Ueberblick

Für das Ausgliedern der Bearbeitung von Personendaten seitens eines öffentlichen Organs (Kanton, 
Gemeinden) an einen Dritten wird im Datenschutzgesetz unter anderem eine Grundlage in einem Gesetz
verlangt. Dies erwies sich im Zusammenhang mit verschiedenen Informatik-Projekten («Glarus Hoch 3»,
Kantonsspital) als wenig praktikabel. Zentrale Informatiklösungen (z.B. Rechenzentren) sind für die 
öffentlichen Verwaltungen, die sich einem zunehmenden Kosten- und Rationalisierungsdruck aus-
gesetzt sehen, hilfreich und oft günstiger. Gemeinsame Informatikstrategien beinhalten ein erhebliches
Sparpotenzial. Der Landrat beantragt daher der Landsgemeinde, das Erfordernis eines Gesetzes in 
formellem Sinne für die Auslagerung der Bearbeitung von Personendaten fallen zu lassen und Artikel 6
Absatz 2 Buchstabe a des Datenschutzgesetzes ersatzlos zu streichen.

1. Ausgangslage

Die Zulässigkeit und die Modalitäten einer Ausgliederung (Outsourcing) der Bearbeitung von Personendaten
seitens eines öffentlichen Organs (Kanton, Gemeinden) an einen Dritten ist in Artikel 6 des Gesetzes über
den Schutz von Personendaten (Datenschutzgesetz, DSG) geregelt:

Art. 6

Verantwortlichkeit, Auslagerung
1 Bearbeiten mehrere öffentliche Organe Personendaten aus einer gemeinsamen Datensammlung, trägt in
erster Linie der Inhaber der Datensammlung die Verantwortung; jede Behörde bleibt aber für ihren Bereich
verantwortlich. Dem Inhaber der Datensammlung ist die Durchführung von Kontrollen über die Einhaltung
der Datenschutzbestimmungen bei den andern öffentlichen Organen zu gestatten. 
2 Das Bearbeiten von Personendaten darf an Dritte ausgelagert werden,
a. wenn es in einem formellen Gesetz vorgesehen ist, und 
b. wenn das den Auftrag vergebende öffentliche Organ dafür sorgt, dass die Daten nur so bearbeitet 

werden, wie es ihm selbst erlaubt ist, und 
c. wenn keine Geheimhaltungspflichten entgegenstehen. 
3 Die Einhaltung der Bestimmungen über den Datenschutz und die Datensicherheit seitens des beauftragten
Dritten ist mittels Weisungen, Kontrollrechten, Auflagen, Vereinbarungen oder mit andern geeigneten Mitteln
sicherzustellen. Der Beauftragte darf die zur Verfügung gestellten Personendaten nur dem Auftraggeber 
bekannt geben und nicht in eigenem Ermessen bearbeiten, unter Vorbehalt anderslautender Vereinbarung.
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Aenderung des Einführungsgesetzes zum
Bundesgesetz über die Berufsbildung

(Erlassen von der Landsgemeinde am ...... Mai 2005)

I.
Das Einführungsgesetz vom 3. Mai 1981 zum Bundesgesetz über die Berufs-
bildung wird wie folgt geändert:

Art. 32 Bst. d

(Der Kanton leistet Beiträge an:)
d. die Reisekosten der Lehrlinge mit Lehr- und Wohnort im Kanton Glarus für

den Besuch des Pflichtunterrichts an Berufsfachschulen, den Besuch von
lehrbegleitenden Berufsmaturitätsschulen und interkantonalen Fachkur-
sen in der Höhe von 100 Prozent der Halbtax-Fahrkosten zweite Klasse
für die Fahrstrecke vom Wohnort zum Schulort. Der Regierungsrat legt
einen Selbstbehalt fest.

II.
Diese Aenderung tritt rückwirkend auf den 1. August 2004 in Kraft.

 


